
 

 

 

 

 

 

Berlin, den 07.11.2017 

 

Iris Spranger: „Bundesregierung muss endlich ihre 

Liegenschaftspolitik ändern“ 

 

Am vergangenen Freitag, den 3.11.2017, hat der Bundesrat mit breiter Mehrheit einen 

Gesetzesantrag zur Liegenschaftspolitik des Bundes beschlossen. Die Bundesregierung wird 

darin aufgefordert ihre Liegenschaftspolitik grundsätzlich zu ändern 

Die bau-, mieten-, und wohnungspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion im Berliner 

Abgeordnetenhaus, Iris Spranger dazu:  

„Ich bin froh, dass dieser Gesetzesantrag im Bundesrat verabschiedet wurde. Die Initiative 

dafür kam von der Berliner SPD und wurde von der Rot-rot-grünen Regierungskoalition ins 

Abgeordnetenhaus eingebracht.  

Es wäre ein wichtiger Schritt um die Anzahl der dringend benötigten Wohnungen zu 

steigern, da es gerade in Berlin ein hohes Defizit an Sozialwohnungen gibt. Nun ist die 

geschäftsführende Bundesregierung aufgefordert diesen Gesetzesantrag zügig zu 

beschließen und umzusetzen.“ 

Vorgesehen ist u.a., das bisher praktizierte Bieter- und Höchstpreisverfahren aufzugeben 

und stattdessen die Grundstückspreise auf gutachterlicher Grundlage zu ermitteln. So 

könnten Immobilien und Liegenschaften des Bundes zum Vorzugspreis an Länder und 

Kommunen veräußert werden, mit dem Ziel, diese dann für den benötigten Sozialen 

Wohnungsbau zu nutzen. 
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